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Sachgebiet 233 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Mick, Dr. Schneider, Orgaß, 
Dr. Müller-Hermann und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/1290 — 

betr. Krise im Wohnungsbau 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
hat mit Schreiben vom 4. Januar 1974 - W II - R 07 - 4 namens 
der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Die derzeitige Entwicklung des Wohnungsbaues muß vor dem 
Hintergrund der vorangegangenen außergewöhnlich hohen 
Wohnungsbaunachfrage gesehen werden. 1972 waren mehr als 
750 000 Wohnungen zum Bau genehmigt worden. Die darin zum 
Ausdruck kommenden Wohnungsbauabsichten überstiegen bei 
einem angemessenen Niveau der gewerblichen und öffentlichen 
Hochbaunachfrage auf die Dauer die Leistungsfähigkeit der 
Bauwirtschaft, die Nachfrage nach neuen Wohnungen, aber 
auch die Finanzierungsmöglichkeiten unserer Volkswirtschaft. 
Die Bundesregierung mußte daher, um eine sich abzeichnende 
erneute Beschleunigung der Kosten- und Preisentwicklung auf 
dem Baumarkt zu verhindern, zusammen mit der Bundesbank 
Daten für Bauherrn und Bauwirtschaft setzen, die eine Korrek- 
tur unrealistischer Erwartungen und Planungen erzwangen. 
Diese Korrektur wurde mit dem Stabilitätsprogramm der Bun- 
desregierung und der restriktiven Kreditpolitik der Deutschen 
Bundesbank als wesentlichem Bestandteil des Stabilitätspro- 
gramms herbeigeführt. Die Wirkungen der stabilitätspolitischen 
Maßnahmen waren dabei im Wohnungsbau und auf den Immo- 
bilienmärkten wesentlich stärker als in anderen Wirtschafts- 
bereichen und auch in anderen Bereichen der Bautätigkeit, weil 
ohnedies bereits auf bestimmten Wohnungsteilmärkten, wie 
vor allem auf dem Markt für freifinanzierte Eigentumswohnun- 
gen, eine gewisse Sättigung erreicht war. 

Bei der Beurteilung der im Vorwort zur Kleinen Anfrage ange- 
sprochenen Symptome ist zu unterscheiden zwischen den Wir- 
kungen der Stabilitätsmaßnahmen auf 

— den Fortgang des sozialen Wohnungsbaues, 

— die Entwicklung des Eigenheimbaues, 
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— den Verkauf und die Vermietung bereits erstellter teurer 
freifinanzierter Eigentums- und Mietwohnungen, 

— die Beschäftigung des Baugewerbes. 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, über das wohnungs- 
und beschäftigungspolitisch unerläßliche Ausmaß hinaus in den 
Prozeß der strukturellen Anpassung an den tatsächlichen Woh- 
nungsbedarf einzugreifen. Es widerspräche im übrigen markt- 
wirtschaftlichen Prinzipien, de facto eine Absatz- oder Vermie- 
tungsgarantie für alle in Angriff genommenen oder fertigge- 
stellten Wohnungsbauvorhaben auszusprechen. Die Bemühun- 
gen konzentrieren sich deshalb im Bereich des Wohnungsbaues 
darauf, einen stetigen Fortgang des sozialen Wohnungsbaues 
herbeizuführen, sowie auf die Vermeidung eines übermäßigen 
Rückgangs der gesamten Baunachfrage. Eine in Einzelfällen 
mögliche Übernahme bereits erstellter freifinanzierter Wohnun- 
gen in den sozialen Wohnungsbau darf nicht die notwendigen 
Preiskorrekturen in diesem Bereich unterlaufen. 


Im einzelnen werden die Fragen wie folgt beantwortet: 


1. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
unternehmen, daß in der Bauwirtschaft der Auftragsmangel in 
einer beunruhigenden Weise zunimmt, die Kapazitäten der 
Bauwirtschaft nicht mehr ausgeschöpft werden, immer mehr 
Baufirmen in Zahlungsschwierigkeiten geraten und die Gefahr 
einer größeren Arbeitslosigkeit nicht mehr von der Hand zu 
weisen ist? 


Bundesregierung und Bundesbank waren bemüht, die Last ihrer 
stabilitätspolitischen Maßnahmen möglichst ausgewogen zu 
verteilen. So wurden in dem Stabilitätsprogramm - stärker als 
in früheren Konjunkturzyklen - Instrumente der einnahmen- 
orientierten Finanzpolitik, wie Investitionssteuer und Stabili- 
tätsabgabe, eingesetzt, was größere Beweglichkeit bei den 
Ausgaben ermöglicht. Gleichwohl ist - neben einigen Bereichen 
der Verbrauchsgüterindustrie - die konjunkturelle Beruhigung 
in der Bauwirtschaft am frühesten eingetreten. 

Um hier eine Übersteuerung mit möglichen negativen Folgen 
zu vermeiden, hat die Bundesregierung bereits im November 
bzw. Anfang Dezember 1973 verschiedene Maßnahmen be- 
schlossen oder ergriffen, die dazu beitragen werden, einem 
Absinken der Bauproduktion unter das mittelfristig wünschens- 
werte Niveau entgegenzuwirken: 

— Zur Realisierung des sozialen Wohnungsbauprogramms 
werden für 50 000 Wohnungen, mit deren Bau rasch begon- 
nen werden kann, Finanzierungserleichterungen in Form 
von Zinssubventionen gewährt. 

— Von der für 1974 zunächst vorgesehenen Streckung der 
Gemeinschaftsaufgaben zur Förderung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur sowie zur Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes wird abgesehen. 
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— Die im Haushaltsvollzug liegenden Möglichkeiten einer 
antizyklischen Politik werden ausgeschöpft. So erfolgte die 
Verteilung der Mittel des Regionalprogramms an die Länder 
für 1973 aus konjunkturellen Gründen erst am 23. Oktober 
1973. Die Verteilung der Mittel für das in seinem Volumen 
ausgeweitete Programm 1974 ist unmittelbar nach Verab- 
schiedung des Haushaltsplanes 1974 vorgesehen. 

Die expansiven Wirkungen der öffentlichen Haushalte und des 
ERP-Haushaltsplanes im zweiten Halbjahr 1973 im Bausektor 
gleichen überdies einen Teil des Nachfragerückganges im pri- 
vaten Baubereich aus, die die Ergebnisse der Auftragseingangs- 
statistik für das Bauhauptgewerbe zeigen. 

Am 19. Dezember 1973 hat die Bundesregierung weitere kon- 
junkturpolitische Beschlüsse gefaßt, die überwiegend zur Stüt- 
zung der Baunachfrage beitragen werden: 

— Für Wohngebäude, für die der Bauantrag nach dem 31. De- 
zember 1973 gestellt wird, gilt wieder der § 7 b EStG. 

— Für Wirtschaftsgüter, die nach dem 30. November 1973 be- 
stellt wurden bzw. werden, wird keine Investitionssteuer 
mehr erhoben. Damit entfallen gewisse Hemmnisse gegen 
die Durchführung von Baumaßnahmen der gewerblichen 
Wirtschaft. 

— Haushaltspolitisch soll im Blick auf die jüngste konjunk- 
turelle Entwicklung im Zuge der vorläufigen Haushalts- 
führung 1974 schon vom 1. Januar 1974 an auf Restriktionen 
im investiven Bereich verzichtet werden. 

— Der Bundesminister für Wirtschaft wurde beauftragt, Vor- 
schläge für zusätzlich gezielte Maßnahmen im Bereich der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" insbesondere zur Verbesserung der Infra- 
struktur in strukturschwachen Gebieten vorzulegen. Es kann 
davon ausgegangen werden, daß es sich hierbei zu einem 
erheblichen Teil um bauwirksame Maßnahmen handeln 
wird. 

— Für den Fall, daß zur Sicherung eines hohen Beschäftigungs- 
standes in 1974 eine Erhöhung der Binnennachfrage kon- 
junkturpolitisch erforderlich ist, muß ein Konjunkturpro- 
gramm für zusätzliche öffentliche Ausgaben vorbereitet 
werden. Da es sich hierbei um eine Verzahnung von Bundes- 
ausgaben mit entsprechenden Ausgaben bei den übrigen 
Gebietskörperschaften handelt, sollen der Bundesminister 
der Finanzen und der Bundesminister für Wirtschaft die 
erforderlichen Vorarbeiten mit den Bundesressorts sowie 
den Ländern und Gemeinden aufnehmen. 


2. Wie hoch ist 

a) die Zahl der Wohnungsbauunternehmen, 

b) die Zahl der Bauunternehmen, 
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die bisher ihre Zahlungen einstellen mußten und in Konkurs 
geraten sind oder den Konkurs durch ein Vergleichsverfahren 
abwenden mußten? Wie hoch ist die Zahl der Arbeitnehmer, 
die dadurch bisher ihren Arbeitsplatz verloren haben? 

Die Zahl der Wohnungsunternehmen, die ihre Zahlungen ein- 
stellen mußten, in Konkurs geraten sind oder ihn durch ein 
Vergleichsverfahren abwenden mußten, wird statistisch nicht 
getrennt ausgewiesen. Dagegen werden die Konkurse und Ver- 
gleichsverfahren im Bauhauptgewerbe und Ausbau- und Bau- 
hilf sgewerbe vierteljährlich getrennt ermittelt. Demnach ent- 
wickelte sich die Zahl der Konkurse wie folgt: 


Im Bauhauptgewerbe 

1972 

1973 

im 1. Vierteljahr 

89 

122 

im 2. Vierteljahr 

81 

97 

im 3. Vierteljahr 

99 

149 

im 4. Vierteljahr 

119 


Im Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 

1972 

1973 

im 1. Vierteljahr 

31 

31 

im 2. Vierteljahr 

29 

41 

im 3. Vierteljahr 

31 

46 

im 4. Vierteljahr 

26 


Vergleichsverfahren wurden eröffnet 

Im Bauhauptgewerbe 

1972 

1973 

im 1. Vierteljahr 

2 

8 

im 2. Vierteljahr 

3 

7 

im 3. Vierteljahr 

2 

11 

im 4. Vierteljahr 

2 


Im Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 

1972 

1973 

im 1. Vierteljahr 

- 

1 

im 2. Vierteljahr 

- 

- 

im 3. Vierteljahr 

- 

1 

im 4. Vierteljahr 

1 



Die Zahl der Arbeitnehmer, die in den insolvent gewordenen 
Unternehmen beschäftigt waren, ist nicht bekannt. Nach Mel- 
dungen der Arbeitsämter konnten sie - im Berichtszeitraum - 
zum überwiegenden Teil in andere Bauunternehmen vermittelt 
werden. 


3. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Zeit gekommen 
ist, die konjunkturelle Grobsteuerung auf eine Feinsteuerung 
umzustellen, und welche geeigneten Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung im Hinblick auf die Lage der Bauwirtschaft 
und speziell des Wohnungsbaus zu ergreifen? 

Diese Frage ist bereits im Zusammenhang mit der Antwort auf 
Frage 1 beantwortet werden. 
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4. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu dem Vor- 
schlag, daß im sozialen Wohnungsbau öffentliche Mittel in 
erhöhtem Umfang eingesetzt werden sollten, um wieder zu 
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Mieten zu gelangen, die für die einkommensschwächeren 
Schichten der Bevölkerung tragbar sind? 

Angesichts des Überangebots von Wohnungen auf einzelnen 
Teilmärkten kommt es nicht mehr allein darauf an, möglichst 
hohe Förderungszahlen im sozialen Wohnungsbau zu erzielen, 
was bei weiterhin knappen Förderungsmitteln nur durch Ver- 
dünnung der Förderung und unter Inkaufnahme entsprechend 
ungünstiger Mieten zu erreichen wäre. Es ist vielmehr gege- 
benenfalls wichtiger, günstigere Mieten bei geringeren Förde- 
rungszahlen zu erzielen. 

Im Rahmen der Überlegungen zur Gesamtkonzeption des so- 
zialen Wohnungsbaus ist den Ländern deshalb vorgeschlagen 
worden, zur Begrenzung des Mietanstiegs die Degressions- 
stufen der öffentlichen Förderung auf ein festes Ausmaß zu 
beschränken. 

Im übrigen muß in diesem Zusammenhang berücksichtigt wer- 
den, daß Haushalte mit niedrigem Einkommen, für die auch die 
Mieten des sozialen Wohnungsbaus nicht zu tragbaren Be- 
lastungen führen würden, Anspruch auf Wohngeld haben. Diese 
Kombination von Objektförderung und Individualförderung ist 
ausdrücklich in § 46 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes vorge- 
sehen. Sie ermöglicht einen sparsamen Einsatz der öffentlichen 
Mittel, weil die Wohngeldzahlungen bei gestiegenem Ein- 
kommen entfallen. 


5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die angekündigte 
zusätzliche Bereitstellung von Zinszuschußmitteln für die För- 
derung von 50 000 Sozialwohnungen in Höhe von 60 Mio DM 
ausreicht, um dem zu erwartenden weiteren drastischen Rück- 
gang des sozialen Wohnungsbaus Einhalt zu gebieten? 

Nach den vorliegenden Informationen ergibt sich aus den Pla- 
nungen von Bund und Ländern für 1974 keine drastische Ver- 
ringerung des sozialen Wohnungsbaus. Die vorgesehene Zins- 
zuschußmaßnahme ist nicht dazu gedacht, das Programm- 
volumen des sozialen Wohnungsbaus zu steigern. Zweck dieser 
Maßnahme ist es vielmehr, eine Bewilligungslücke und eine 
Verzögerung bei der Abwicklung laufender Programme zu 
schließen. Bei erfolgreicher Durchführung wird sich durch dieses 
Programm eine erwünschte Beschleunigung der Bewilligungen 
und der Baubeginne im Frühjahr 1974 ergeben. 


6. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu dem Vor- 
schlag, für fertiggestellte, aber leerstehende freifinanzierte 
Wohnungen, sofern sie geeignet sind, auf Dauer der Wohn- 
raumversorgung breiten Schichten der Bevölkerung zu dienen, 
nachträglich öffentliche Aufwendungsbeihilfen für einen be- 
fristeten Zeitraum unter gleichzeitiger Unterwerfung unter die 
gesetzlichen Bindungen zu gewähren? 


Die Bundesregierung hat mehrfach darauf hingewiesen, daß 
eine nachträgliche Förderung nach § 88 Zweites Wohnungs- 
baugesetz nicht ausgeschlossen ist. Die Richtlinien für das 
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Regionalprogramm des Bundes lassen eine Förderung im Aus- 
nahmefall auch nach der Bezugsfertigkeit zu. Allerdings sollten 
die Möglichkeiten dazu nicht überschätzt werden. Die nachträg- 
liche Förderung mit Aufwendungsbeihilfen wäre für die Dauer 
der Förderung mit der Auflage einer Mietpreisbindung zu ver- 
binden. Um ein angemessenes Mietniveau zu erzielen, hätten 
die Bauherren angesichts der oft hohen Baukosten in zahl- 
reichen Fällen für die gesamte Bindungsfrist erhebliche Auf- 
wandsverzichte zu leisten. Deshalb wird auf Seiten der Bau- 
herren die Bereitschaft zu einer nachträglichen Einbeziehung in 
den sozialen Wohnungsbau nur dann bestehen, wenn über 
e'nen längeren Zeitraum erhebliche Verluste bei der Vermie- 
tung auf dem freien Markt erwartet werden. Die Veräußerung 
von Eigentumswohnungen im Rahmen des Regionalprogramms 
würde trotz öffentlicher Förderung meist erhebliche Preiszuge- 
ständnisse erfordern, da die Einkommen des Käufers die in § 25 
II. WoBauG festgesetzten Einkommensgrenzen um nicht mehr 
als 40 v. H. übersteigen dürfen. 


7. Hält die Bundesregierung es für zweckmäßig, daß diese Woh- 
nungen dem sog. gehobenen sozialen Wohnungsbau nach § 88 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes zugeführt werden, oder 
würde sie der Umwandlung in echte öffentlich geförderte 
Wohnungen mit höherem Subventionsaufwand den Vorzug 
geben? 

Ist die Bundesregierung im letztgenannten Falle bereit, auf 
die Länder einzuwirken, daß im Hinblick auf die gegenwärtige 
Ausnahmesituation die Wohnungsbauförderungsbestimmungen 
der Länder dahin geändert werden, daß in diesen Fällen öffent- 
liche Mittel auch noch nach der Bezugsfertigkeit bewilligt 
werden können? 

8. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß auch im Bau stecken 
gebliebene freifinanzierte Wohnungen nachträglich in gleicher 
Weise gefördert werden sollten, um Fehlinvestitionen zu ver- 
hindern? 


Die Bundesregierung hält es aus folgenden Gründen für zweck- 
mäßig, leerstehende oder im Bau steckengebliebene freifinan- 
zierte Wohnungen, abgesehen von Ausnahmefällen, nur nach 
den Bestimmungen des § 88 Zweites Wohnungsbaugesetz nach- 
träglich zu fördern: 

a) Die Baukosten dieser Wohnungen sind meist höher als im 
sozialen Wohnungsbau. Es ist außerdem damit zu rechnen, 
daß die kostengünstigsten Wohnungen auch ohne öffent- 
liche Förderung am Markt zu vermieten oder zu veräußern 
sind. Bei einer Umwandlung in echte öffentlich geförderte 
Wohnungen könnten von den Bauherren zwar für sechs Jahre 
Aufwendungsverzichte gefordert werden, die eine anfäng- 
liche Einhaltung der Mietobergrenzen sicherstellen. Danach 
hätte der Bauherr jedoch Anspruch auf die volle Kosten- 
miete. Daraus würden sich häufig für die Bewohner nicht 
mehr tragbare Mieten ergeben. 

b) Eine nachträgliche Förderung steckengebliebener oder leer- 
stehender Wohnungen im 1. Förderungsweg in größerem 
Umfang würde überdies die öffentlichen Mittel für diesen 
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Zweck aufzehren. Dadurch müßten sich bei denjenigen Bau- 
trägern, die in erster Linie sozialen Wohnungsbau aus- 
führen, eine fühlbare Reduzierung ihres Bauvolumens und 
damit ein Rückgang der Baunachfrage ergeben. 

Darüber hinaus sollte nicht übersehen werden, daß die meisten 
Bauherren in der Erwartung einer späteren Änderung der 
Marktlage gar nicht bereit sind, die Bindungen des sozialen 
Wohnungsbaus auf sich zu nehmen. Ergeben sich größere 
Schwierigkeiten bei der Vermietung und Veräußerung von 
fertiggestellten Wohnungen, so dürften in vielen Fällen Ver- 
hältnisse vorliegen, die eine öffentliche Förderung ausschließen. 
Auch bei einer nachträglichen Förderung leerstehender oder im 
Bau steckengebliebener Wohnungen müssen die Wohnungen 
in Qualität, Ausstattung, Grundrißgestaltung, Standort und 
Kostenmietniveau den Anforderungen des sozialen Wohnungs- 
baus entsprechen. Ob und wieweit im Einzelfall eine nachträg- 
liche Förderung in Betracht gezogen werden kann, muß aus der 
näheren Kenntnis der örtlichen Gegebenheiten von den Ländern 
und ihren Behörden entschieden werden. Dabei ist ein stän- 
diger Erfahrungsaustausch zwischen Bund und Ländern gewähr- 
leistet. 


9. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu den Vor- 
schlägen, den § 7 b zumindest für den Bau von Eigenheimen 
und eigengenutzten Eigentumswohnungen vorzeitig entweder 
im ganzen Bundesgebiet oder regional wieder in Kraft zu 
setzen? 


Diese Frage, ist bereits im Zusammenhang mit der Antwort auf 
Frage 1 beantwortet werden. 


10. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu dem Vor- 
schlag, auf die Deutsche Bundesbank dahin einzuwirken, daß 
die Mindestreserven der Realkreditinstitute herabgesetzt wer- 
den, soweit aus diesen Mitteln zinsgünstige Hypotheken für 
den Wohnungsbau vergeben werden? 


Die Deutsche Bundesbank hat seit dem Jahre 1965 Kredit- 
institute von der Mindestreserve freigestellt, die die Gewäh- 
rung langfristiger Kredite als ständigen Geschäftszweig betrei- 
ben und bei denen die eigenen und die langfristig zur Ver- 
fügung gestellten Mittel mindestens 90 v. H. des um die Wert- 
berichtigungen verminderten Geschäftsvolumens betragen. Für 
das Jahr 1973 trifft dies auf 44 Kreditinstitute zu. Damit ist der 
weit überwiegende Teil der Realkreditinstitute (Private Hypo- 
thekenbanken/öffentlich-rechtliche Grundkreditanstalten) von 
der Mindestreservepflicht freigestellt. 

Darüber hinaus sind alle Verbindlichkeiten mit einer Befristung 
von vier und mehr Jahren sowie Verbindlichkeiten aus Order- 
schuldverschreibungen, die Teile einer Gesamtemission dar- 
stellen, von der Mindestreserve entbunden. Damit sind die 
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wesentlichen Teile des längerfristigen passiven Bankgeschäfts 
freigestellt. 

Im übrigen stellt die Mindestreserve ein global wirkendes 
Instrument der Bundesbank dar, mit dem die Liquidität der 
Kreditinstitute, anknüpfend an deren Passivgeschäft, kredit- 
politisch beeinflußt wird. Eine selektive Kreditlenkung ist nicht 
Aufgabe der Mindestreserve und wäre mit der Stellung der 
Bundesbank nicht vereinbar. Immerhin ergibt sich aus der 
relativ niedrigen Mindestreservebelastung der Spareinlagen, 
sofern diese zur Gewährung von Hypothekenkrediten verwen- 
det werden, auch jetzt schon eine gewisse indirekte Begünsti- 
gung dieser Ausleihung. 
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